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ANZEIGE

Der frühere SVP-Nationalrat und
Unternehmer J. Alexander Bau-
mann ist im Alter von 79 Jahren
verstorben. Er erlag am Mitt-
wochabend an seinem Domizil
in Davos einem Herzinfarkt.

Der konsequent rechts politi-
sierendeThurgauerwarvon 1995
bis 2011 Nationalrat. Als Anwalt
gehörte er lange derRechtskom-
mission an, die er 2000 und 2001
präsidierte. Auf die Zusammen-
setzung derGerichte auf Bundes-
ebene nahm er in der Gerichts-
kommissionwährend Jahren als
Leader der SVP-Fraktion mass-
geblichen Einfluss. Der «Sham-
poo-König» aus Kreuzlingen,wie

er im Bundeshaus auch genannt
wurde, war Unternehmer durch
und durch. SeinVater, ein Urner,
erstand 1949 den Kleinbetrieb
Rausch in Kreuzlingen. Es war
die erste Firma, die Ende des vor-

letzten Jahrhunderts flüssige
Haarseife herstellte. Sohn Alex-
ander wechselte nach drei Se-
mestern Pharmazie die Richtung
und studierte Jura. Nach seiner
Dissertation 1974wechselte er in
die Familienfirma, die er später
zusammen mit seinem Bruder
über Jahrzehnte führte.

J. Alexander Baumann mach-
te neben Beruf und Politik auch
Karriere als Milizoffizier. Er war
am Schluss Divisionsadjutant
mit weit über tausend Dienst
tagen. Entsprechend lag ihm die
Armee auch in Bern am Herzen.
Obwohl zu keinem Zeitpunkt in
der Sicherheitspolitischen Kom-

mission vertreten, suchte er mit
Anfragen immerwieder dieAus-
einandersetzung mit SVP-Bun-
desrat Samuel Schmid und dem
damaligen Chef der Armee,
Christophe Keckeis. Diese führ-
ten die Armee aus Baumanns
Sicht in die falsche Richtung.

Charmante Seite
In der Politik war bei Baumann
stets eine Haltung spürbar, von
der er im Grundsatz nie abwich
– mehrWirtschaftsfreiheit statt
Bürokratie, Eigenverantwortung
statt Bevormundung,Opfer- statt
Täterschutz.Niederlagen imNa-
tionalrat und öffentliche Schelte

nahm er bei Vorstössen, die die-
ser Linie folgten, in Kauf. Seine
Erscheinung und seine Medien-
präsenz, zuweilen auch (auf
den ersten Blick) pedantischwir-
kende Vorstösse, brachten ihm
nationale Bekanntheit.

Allerdings konnte Baumann
durchaus zwischen lauten Auf-
tritten in der Öffentlichkeit und
diskretemWirken hinter den Ku-
lissen unterscheiden. Für die
Auswahl von Richtern, welche
der Bundesversammlung vorge-
schlagen wurden, arbeitete er
still imHintergrund; er nahmdie
erforderlicheAbsprachemit den
Zuständigen der anderen Partei-

en sehr ernst. Für Einigungen
mit der politischen Konkurrenz
zeigte er sich häufig von seiner
konsensorientierten und char-
manten Seite; entsprechend
hatte er auch in linken Kreisen
keineswegs nur Gegnerinnen
und Gegner.

Als PrivatmannwarBaumann,
der Geniesser, oft grosszügig.
Stimmte die Chemie, unterstütz-
te er Institutionen undMenschen
oder öffnete ihnen dank seines
weitverzweigten und über poli-
tischeGrenzenhinausreichenden
Beziehungsnetzes Türen.

Beni Gafner

Der «Shampoo-König» ist nicht mehr
Nachruf Der national bekannte Alt-Nationalrat J. Alexander Baumann war schillernder SVP-Politiker, Patron und Offizier.

Von 1995 bis 2011 im Nationalrat:
J. Alexander Baumann. Foto: Key

Stephan Israel, Brüssel

Jetzt hat auch die Schweiz Post
ausMoskau bekommen.Aussen-
minister Sergei Lawrow fordert
seinen Amtskollegen Ignazio
Cassis in einem Brief auf, zum
russischen Forderungskatalog an
die USAund die Nato Stellung zu
beziehen.Die Führung inMoskau
wirft dort den USA und den
Europäernvor,mit derNato-Ost-
erweiterung imWiderspruch zu
internationalenVereinbarungen
gegen russische Sicherheitsinte-
ressen zu verstossen. Bundes-
präsident Cassis habe einen ent-
sprechenden Brief erhalten, be-
stätigte Pierre-Alain Eltschinger,
Sprecher imAussendepartement
(EDA).Aktuellwürden dazu noch
Abklärungen vorgenommen.

«Zur Kenntnis genommen»
Die neutrale Schweiz soll also
Farbe bekennen. ImBrief erkläre
Lawrow die russischen Vor
stellungen einer europäischen
Sicherheitsordnung, so das EDA:
«Wir haben die Sichtweise von
Minister Lawrow zur Kenntnis
genommen.» In der Regel wür-
den Schreiben an den Bundes-
präsidenten individuell beant-
wortet. Die Schweiz wolle den
Brief aber im Rahmen der Orga-
nisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE)
besprechen. Schliesslich gehe es
bei den vorgebrachten Themen
um Beschlüsse, die im OSZE-
Ministerrat getroffen worden

seien. Der derzeitige polnische
OSZE-Vorsitz werde nächste
Woche einen Dialogprozess be-
ginnen.Die Schweiz unterstütze
diesen Prozess.

Im Fokus der russischen For-
derung steht die Europäische
Sicherheitscharta, die von der
OSZE 1999 erstmals verabschie-
det und später erweitert wurde.

In der Charta findet sich der
Grundsatz, dass jeder Staat auf
der Suche nach Sicherheit frei ein
Bündniswählen darf.Auf diesen
Grundsatz pochen die USA und
die Nato, wenn sie die Tür für
einen Beitritt derUkraine offen-
haltenwollen. Festgehaltenwird
in derCharta aber auch, dass kein
Staat seine Sicherheit auf Kosten

anderer Staatenvergrössern darf.
DiesenWiderspruch nutzt Sergei
Lawrow in seinem neuen Brief
aus, den neben der Schweiz un-
ter anderem auch die Regierung
in Dublin erhalten hat. Irland ist
zwar EU-Mitglied, aber ähnlich
wie die Schweiz neutral und
nichtMitglied imVerteidigungs-
bündnis.

Die Briefe an Irland und an die
Schweiz dürften ähnlich formu-
liert sein. Im Schreiben an die
Regierung in Dublin fordert
Lawrow eine «rasche Antwort»
auf die Frage, ob Irland noch zu
der europäischen Sicherheits-
ordnung stehe,wie sie nach dem
Ende des Kalten Kriegs verein-
bartworden sei. «Wirwollen eine

klare Antwort, wie unsere Part-
ner zu ihrenVerpflichtungen ste-
hen», zitiert das irische öffentli-
che Fernsehen aus dem Brief.

Moskau will konkret wissen,
ob die Unterschrift der OSZE-
Mitglieder Schweiz und Irland
unter die Charta von 1999 noch
gilt: «Wenn Sie zu dieser Ver-
pflichtung nicht mehr stehen,
fordernwir Sie auf, dies klar fest-
zuhalten.» Lawrow hält zumin-
dest im Brief an Irland fest, dass
er eine individuelle Antwort
erwartet. Laut irischen Medien-
berichtenweist die Regierung in
Dublin diese Forderung zurück
undwill dieAntwort ähnlichwie
die Schweiz im Rahmen der
OSZE beziehungsweise zusätz-
lich in der EU diskutieren.

Reaktion aus Bern
Werner Salzmann, der Präsident
der sicherheitspolitischen Kom-
mission des Ständerats, warnt
vor diesem Hintergrund, die
Schweizmüsse im aktuellen Kon-
flikt aufpassen, dass sie ihreNeu-
tralität wahre. Mit Blick auf die
Ukraine ergänzt der SVP-Politi-
ker: «Dass ein unabhängiges
Land bestimmen kann, was es
will, steht fürmich ausser Frage.»
Russland fühle sich demgegen-
über durch die Nato bedroht. «In
diesem Konflikt stehenwir.» Die
Schweiz müsse ihre Neutralität
beibehalten, um weiterhin als
Vermittlerin auftreten zu können.

Mitarbeit: Beni Gafner

Lawrowwill, dass die Schweiz Farbe bekennt
Ukraine-Konflikt Neben den USA und der Nato hat auch die Schweiz Post aus Moskau bekommen. Aussenminister Sergei Lawrow
möchte wissen, wie die Schweiz zur russischen Sichtweise einer europäischen Sicherheitsordnung steht.

Russlands Aussenminister Sergei Lawrow und Bundespräsident Ignazio Cassis am 21. Januar in Genf. Foto: Jean-Christophe Bott (AFP)
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Die Sorgen und Ängste nehmen zu: Diese Tendenz ist bei den 15- bis 29-Jährigen gemäss einer Studie am ausgeprägtesten. Foto: Nicole Pont

Alessandra Paone

Die Zahl der Kinder und Jugend-
lichen mit psychischen Proble-
men hat während der Pandemie
stark zugenommen. Sie leiden an
Depressionen,Essstörungen und
denken im schlimmsten Fall da-
rüber nach, sich das Leben zu
nehmen.Was seitMonaten Fach-
personen und Medien stark be-
schäftigt, spiegelt sich nun in ei-
ner repräsentativen Studie des
Markt- und Sozialforschungsin-
stituts Link wider. Diese hat die
Auswirkungen derPandemie auf
die psychische Gesundheit der
Bevölkerung untersucht. Die Er-
hebungwurde jeweils im Januar
2021 und 2022 in der Deutsch-
und der Westschweiz durchge-
führt; in diesem Jahr haben
1024 Personen zwischen 15 und
79 Jahren daran teilgenommen.

Die Teilnehmenden wurden
gebeten, ihre eigene Situation
während der Pandemie sowie
diejenige ihrer Familie und
Freunde im Vergleich zum Vor-
jahr zu bewerten. Bei der dies
jährigen Befragung sind die For-
scherinnen und Forschervertieft
auf die Situation von Kindern
und Jugendlichen in deren Freun-
deskreis eingegangen.

Es zeigt sich, dass beinahe ein
Drittel der Bevölkerung mehr
Sorgen und Ängste meldet als
noch vor einem Jahr. Diese Ten-
denz tritt in allen Altersgruppen
auf, ist aber zurzeit bei den 15-
bis 29-Jährigen am stärksten er-
kennbar: 37 Prozent stellen bei
ihren Freundinnen und Freun-
den eine Verschlechterung der
psychischen Gesundheit fest. Sie
beobachten zudem eine wach-
sende Aggressivität und geben
an, dass immer mehr Personen
aus ihremUmfeld an Depressio-
nen leiden und sich überlegen,
zum Psychiater zu gehen. «Die-
se Ergebnisse sprechen klar da-
für, dass sich insbesondere die

jüngeren Generationen aufgrund
der Pandemiesituation unterei-
nander stärker zu Themen psy-
chischer Gesundheit austau-
schen», sagt Studienleiter Stefan
Reiser.

Suizidgedanken nehmen zu
ImVergleich zu 2021 ist auch die
Zahl jungerMenschen gestiegen,
die in ihrem Umfeld Suizidge-
danken wahrnehmen: von 5 auf
7 Prozent.Obwohl es sich nurum
eine Zunahmevon zwei Prozent-
punkten handelt, spricht Reiser
von einem «sehr beunruhigen-
den» Wert. «Das sind klare
Alarmsignale, die die Gesell-
schaft unbedingt ernst nehmen
sollte.» Anfang Jahrwies bereits
die Präsidentin des Stiftungsrats
Pro Juventute, Barbara Schmid-

Federer, besorgt auf die Hilferu-
fe Jugendlicher hin.Gemäss Zah-
len des Corona-Reports von Pro
Juventute gingen 2021 bei der
Notrufnummer 147 pro Tag im
Schnitt sieben Anrufe von Ju-
gendlichen ein, die über Suizid-
gedanken sprechen wollten.

Wie Jugendpsychiater Oliver
Bilke-Hentsch in einem Inter-
view mit dieser Zeitung sagte,
sind Kinder und Jugendliche, die
sich ständig in den sozialen Me-
dien aufhalten, besonders ge-
fährdet für psychische Erkran-
kungen. SeineAussage deckt sich
mit den Ergebnissen der Link-
Studie, wonach der beobachtete
KonsumdigitalerMedien seit Be-
ginn der Pandemie generell
(44 Prozent) zugenommen hat,
am stärksten aber bei den 15- bis

29-Jährigen (51 Prozent). Diese
Problematik sei zwar schon vor
der Corona-Krise bekannt gewe-
sen, habe sich durch die Pande-
mie aber zusätzlich verschärft,
sagte Bilke-Hentsch. Studienlei-
ter Stefan Reiser führt den stei-
genden Konsum digitaler Medi-
en ebenfalls auf die Corona-be-
dingte Isolation zurück. «Ein
Viertel der Studienteilnehmen-
den beobachtet, dass sich Kinder
und Teenager seltener oder viel
seltener treffen odermiteinander
spielen», sagt er.

Immermehr genervte Chefs
Die Pandemie wirkt sich auch
stark auf das Berufsleben aus.
Damit ist allerdings weniger die
Produktivität gemeint. Die Be-
fragten berichten sogar, dass sie
selbst, aber auch ihre Kollegin-
nen und Kollegen im letzten Jahr
mehr geleistet hätten. Rund ein
Drittel ist aber derMeinung, dass
sich die Stimmung ihrer Vorge-
setzten und überhaupt das Ar-
beitsklimaverschlechtert hätten.
Zudem beschweren sich 36 Pro-
zent über ein verschlechtertes
Kundenverhalten. Erfahrungen
der Swiss oder der SBBmit reni-
tenten Flug- oder Fahrgästen be-
stätigen diese Entwicklung.

Immerhin: Die Schweizerin-
nen und Schweizer beurteilen
ihre Lebensqualität als insge-
samt ausgewogen.Wobei ein si-
gnifikanterTeil immer noch un-
gesünder isst als vor der Pande-
mie, schlechter schläft und über
Probleme in der Partnerschaft
klagt.MitAusnahmeverschiede-
ner Abweichungen bei den Ju-
gendlichen zeige die neue Stu-
die, dass sich dasWohlbefinden
der Schweizer nach eigener Ein-
schätzung im letzten Jahr etwas
verbessert habe, sagt Stefan Rei-
ser. «Das hatwohl auch damit zu
tun, dass einige Menschen ge-
lernt haben, mit der Ausnahme-
situation besser umzugehen.»

Jugendlichemerken, dass ihre
Freundinnen und Freunde leiden
Befragung zum Wohlbefinden Seit Monaten schlagen Fachleute Alarm. Nun bestätigen
Zahlen erstmals, dass Corona Kinder und Jugendliche psychisch am stärksten belastet.

Lesebeispiel: In den letzten 12 Monaten haben 51% der
15- bis 29-Jährigen in ihrem Familien-/Freundeskreis einen
zunehmenden Konsum digitaler Medien beobachtet.

Übermässiger Medienkonsum während Corona

Grafik: mre / Quelle: Link, Erhebungsphase: 19. bis 24.1.2022, 247 Befragte (2021: 232 Befragte)

Umfrage 2022Resultate in Prozent Umfrage 2021

15- bis 29-Jährige 30- bis 44-Jährige

Zunehmende Depressionen

26
25

Konsum digitaler Medien

51
72

Selbstmordgedanken

7
5

Möglicher Besuch bei Psychiater

19
12

Wachsende Aggressivität

20
16

22
23

Zunehmende Depressionen

38
65

Konsum digitaler Medien

Selbstmordgedanken

5
3

12
11

Möglicher Besuch bei Psychiater

23
19

Wachsende Aggressivität

Olivier Feller ist trotz
Niederlage der Favorit
FDP DerWaadtländer Nationalrat hat
gute Chancen, Fraktionschef zu werden.

— Stempelsteuer-Gesetz
Es gibt in der Schweiz drei Stem-
pelabgaben, eine soll gestrichen
werden. Es handelt sich um die
Emissionsabgabe. Siewird fällig,
wenn eine Firma Eigenkapital
aufstockt, weil sie investieren
will. Für Beträge unter 1 Million
Frankenmuss bereits heute kei-
ne Steuer bezahlt werden.
Ja: Bundesrat, SVP, Mitte, FDP,
GLP, Economiesuisse, Gewerbe-
verband
Nein: SP, Grüne, EVP, EDU

— Tabakinitiative
Die Volksinitiative will für Kin-
der und Jugendliche sichtbare
Werbung fürTabakprodukte ver-
bieten. Dies gilt etwa für Plaka-
te, am Kiosk, für Gratismedien,
auf Sportplätzen oder für Spon-
soring. ZulässigwäreTabakwer-
bung nur für Erwachsene – etwa
mit Mailings oder Prospekten.
Ja: Grüne, SP, GLP, EVP, EDU
Nein:Bundesrat, SVP,Mitte, FDP,
Gewerbeverband

— Medienförderungs-Gesetz
Medien sollen befristet mit bis
zu 151Millionen Franken im Jahr
unterstützt werden. Damit wür-
de die Zustellung von Zeitungen
und Zeitschriften stärker sub-
ventioniert. Auch Beiträge für
Onlinemedien, lokale Radios und
TV-Sender sowie Nachrichten-
agenturen sind geplant.
Ja: Bundesrat, Mitte, Grüne, SP,
GLP, EVP, Gewerkschaftsbund
Nein: SVP, FDP, EDU, Economie-
suisse, Gewerbeverband

— Tierversuchsverbot
DieVolksinitiative fordert ein be-
dingungsloses Verbot von Tier-
versuchen und von Forschung
amMenschen in der Schweiz. Be-
stehende oderneue Produkte, für
die Tierversuche durchgeführt
werden müssten, dürften weder
gehandelt noch ein- oder ausge-
führt werden.
Nein: Bundesrat, SVP, FDP, Mit-
te, SP, Grüne, GLP, EVP, EDU,
Economiesuisse (sda/red)

Parolenspiegel für die Abstimmungen
vom 13. Februar

Eine entspannte Sitzung umeine
Flasche Chasselas war es nicht.
AmDienstag traf sich die Groupe
latin, die Gruppe mit FDP-
Bundesparlamentarierinnen und
-parlamentariern aus demTessin
und derRomandie, in Lausanne.
Das Haupttraktandum: dieWahl
eines Kandidaten für das Frakti-
onspräsidium im Bundeshaus.
Die Bewerber: die Nationalräte
OlivierFellerundDamienCottier,
aus derWaadt der eine, aus Neu-
enburg der andere.

Die Groupe latinwar ziemlich
genau in zwei Hälften gespalten.
Damien Cottier bekam 9, Olivier
Feller 7 Stimmen.

Die Strategie von Nationalrat
Philippe Nantermod, Präsident
derGruppe, ging damit nicht auf.
DerWalliser hatte vorder Sitzung
darauf eingeschworen, sich auf
einen einzigen Bewerber zu ei-
nigen. Damit wollte Nantermod
die Chancen erhöhen, dass sich
in Bern ein Romand gegen einen
Deutschschweizer durchsetzt
und so zu einem parteistrate-
gisch wichtigen Posten kommt.

Sein Plan schlug fehl.Nanter-
mod gibt sich trotzdem zufrie-
den: «Wir alle sind den Kandida-
ten freundschaftlich verbunden.
Weil es am Ende sehr eng war,
beschlossen wir, zwei Kandida-
ten vorzuschlagen. Das ist eine
elegante Art, der Fraktion eine
Auswahl zu bieten.»

Gefallen dürfte demWalliser,
dass sich Konkurrenz aus der
Deutschschweiz gar nicht ab-
zeichnet. Allerdings läuft die
Bewerbungsfrist fürs Fraktions-
präsidium noch bis zum 8. Feb-
ruar, und gewählt wird erst am
18. Februar.

Schweizerdeutsch als Vorteil
Interessenten haben sich nicht
vorgewagt. Auch vonseiten der
FDP-Frauen nicht, deren Präsi-
dentin, Nationalrätin Susanne
Vincenz-Stauffacher, eine Kan-
didatur immerhin in Erwägung
zog.Die St.Gallerinwar für diese
Zeitung nicht erreichbar.

Obschon er in der Vorwahl
Cottier unterlegen ist, würde
Feller beim aktuellen Kandida-
tenfeldmit grosserWahrschein-

lichkeit zum Fraktionspräsiden-
ten bestimmt. Das bestätigen
mehrere Deutschschweizer FDP-
Parlamentarier auf Anfrage. Für
Feller spreche die Anciennität,
heisst es. Er sei seit zehn Jahren
im Bundeshaus, politisiere auf
dem Median der Fraktion und
könnevon dieser Position aus die
linken und rechten Ränder gut
überschauen. Eine Trumpfkarte
Fellers sei zudem, dass er zwar
die Romandie vertrete, aber als
Sohn Deutschschweizer Eltern
perfekt Schweizerdeutsch spre-
che. Er ist heute Vizepräsident
der Fraktion, und die FDP hat in
den letzten Jahren stets dieVize-
chefs auf den Chefposten beför-
dert. So verfuhr die Fraktionmit
Gabi Huber, Ignazio Cassis und
dem abtretenden BeatWalti.

Mit Schneeberger als Vize?
Olivier Feller schlug in seinem
Bewerbungsschreiben Daniela
Schneeberger als Vizepräsiden-
tin – und damit gemäss dieser
Tradition künftige Präsidentin –
vor. Das überzeugte FDP-Parla-
mentarier,weil sich die Baselbie-
terTreuhänderin und derWaadt-
länderAnwalt nicht nuraufgrund
ihres Geschlechts und ihrerHer-
kunft, sondern auchwegen ihrer
Persönlichkeiten optimal ergän-
zen. Feller trete stets konziliant
auf und suche nach Kompromis-
sen,Schneeberger jedoch komme
direkt zur Sache, äussereWider-
spruch unverblümt und fordere
Fraktionsdisziplin ein.

Dass Cottier gegenüber Feller
im Nachteil ist, liegt vor allem
daran, dass er erst seit 2019 im
Nationalrat sitzt. Dasselbe trifft
aufVincenz-Stauffacher zu. Soll-
te die St.Gallerin doch kandidie-
ren, kämewohl einweitererDis-
kussionspunkt auf. Ihr werden
Ambitionen für eine Ständerats-
kandidatur nachgesagt. Würde
sie ins Stöckli gewählt, sässe da
mit Thierry Burkart bereits der
Parteipräsident. Die Konstellati-
on, dass Partei- und Fraktions-
präsident im selben Rat sitzen,
gilt für die Führung der Fraktion
als ungünstig.

Philippe Reichen, Lausanne


